
Richtgrößenprüfung

Facharztpraxen müssen zu einer 
regressfreien Zone werden

Weg mit der Richtgrößenprüfung. Wenn überhaupt noch eine 
 Wirtschaftlichkeitsprüfung notwendig ist, darf sie qualitätsgesicherte 
Verordnungen der Fachärzte nicht durch Regressdrohungen 
 verhindern. Quali zierte Beratungen müssen zwingend vor  
Regressen stehen. Das sind die Kernforderungen der Fachärzte zur 
 vorgesehenen Neuausrichtung der Wirtschaftlichkeitsprüfung.  
Die KV Baden-Württemberg hat in einer neuen Prüfvereinbarung  
die Weichen für eine „regressfreie Zone“ gestellt.

Nach dem GKV-Versorgungsstär-
kungsgesetz (GKV-VSG)  werden 
die Wirtscha�lichkeitsprüfungen 

in der bisherigen Form aufgehoben Bis 
zum 1. Januar 2017 müssen die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen neue Prüfver-
einbarungen mit den Krankenkassen ab-
schließen. Die bisherige gesetzliche Ver-
p�ichtung zur Vereinbarung von Richt-
größenvolumina entfällt. Die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen können regio-
nale Besonderheiten berücksichtigen. Auf 
der Bundesebene gibt es nur noch Rah-
menvorgaben mit einheitlichen Mindest-
anforderungen für das Prüfungswesen. 

Bisher orientierte sich die Beurteilung 
der Wirtscha�lichkeit veranlasster Leis-
tungen – insbesondere im Arznei- und 
Heilmittelbereich – hauptsächlich an ei-
nem Durchschnittsbetrag in Euro (Richt-
größe) pro Patient. Liegen Ärzte mit ih-
ren Verordnungen in einem gewissen 
Umfang über der Richtgröße und lässt 
sich diese Überschreitung nicht durch in-
dividuelle Praxisbesonderheiten (z.B. 
Schwerpunkttätigkeit, besonderes Pati-
entenklientel) begründen, dann ist eine 
Nachforderung (Regress) die unmittelba-
re Folge. Die Fachärzte begleitet bei der 
Verordnung von (häu�g sehr teuren) Arz-
neimitteln die Sorge, später von dem bei 
der Kassenärztlichen Vereinigung errich-
teten Prüfungsausschuss völlig unberech-
tigt zur Kasse gebeten zu werden. 

Evidenzbasiert ist wirtschaftlich 
Die KV Baden-Württemberg geht ge-
meinsam mit den Krankenkassen neue 
Wege in der Wirtscha�lichkeitsprüfung: 
Ab November 2015 stehen den im „Länd-
le“ erste Behandlungsleitfäden auf der 
Grundlage evidenzbasierter wissen-
scha�licher Qualität zur Verfügung, mit 
deren Hilfe sie besser als bisher wirt-
scha�liche Verordnungen für Arznei-
mittel verordnen können. Der besonde-
re Punkt: Die Wirtscha�lichkeit der 
Arzneiverordnungen wird kün�ig an 
den Vorgaben der wissenscha�lichen 
Leitlinien beurteilt. Die Behandlungs-
leitfäden zeigen evidenzbasierte Be-
handlungswege zur wirtscha�lichen 
Versorgung in Form von Stufenthera-
pieschemata auf. 

Die neue Konzeption der Wirtscha�-
lichkeitsprüfung in Baden-Württemberg 
weicht von der bisherigen starren Richt-
größenbetrachtung ab, so Dr. Norbert 
Metke, der Vorsitzende der KV Baden-
Württemberg, indem neben dem allge-
meinen Wirtscha�lichkeitsgebot (Gene-
rikarezeptur, Rabattverträge) Qualität 
und Indikation einer ¢erapie Leitgedan-
ke der Wirtscha�lichkeitsde�nition ist.

Es ist zu wünschen, dass diese Konzep-
tion einer Neuausrichtungen der Wirt-
scha�lichkeitsprüfung bei von der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung und 
dem GKV-Spitzenverband in die Rah-

menvereinbarung auf Bundesebene auf-
genommen und zahlreiche Nachahmer 
bei den übrigen Kassenärztlichen Verei-
nigungen �nden wird. Norbert Fischer

Neue Perspektiven für die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung

— Die Wirtschaftlichkeit der Versor-
gung mit ärztlich  verordneten Leis-
tungen wird ab dem 1. Januar 2017 
anhand von Vereinbarungen ge-
prüft, die von den regionalen Ver-
tragspatnern abzuschließen ist.

— In den Vereinbarungen müssen Re-
gelungen zu Wirtschaftlichkeitsprü-
fungen in allen Bereichen ärztlich 
verordneter Leistungen enthalten.

— Die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung und der GKV-Spitzenverband 
vereinbaren einheitliche Rahmenvor-
gaben für die Prüfungen. Darin ist 
insbesondere festzulegen, in wel-
chem Umfang Wirtschaftlichkeits-
prüfungen mindestens durchzufüh-
ren sind.

— Festzulegen ist auch ein Verfahren, 
das sicherstellt, dass individuelle Be-
ratungen bei statistischen Prüfungen 
der Festsetzung einer Nachforde-
rung bei erstmaliger Au�älligkeit 
vorgehen; dies gilt nicht für Einzel-
fallprüfungen.

— In der Rahmenvereinbarung werden 
besondere Versorgungsbedarfe für 
die Verordnung von Heilmitteln fest-
gelegt, die bei den Prüfungen anzu-
erkennen sind. Gegebenenfalls kön-
nen weitere anzuerkennende beson-
dere Versorgungsbedarfe vereinbart 
werden.

— Verordnungen von Heilmitteln für 
Versicherte mit langfristigem Versor-
gungsbedarf unterliegen nicht der 
Wirtschaftlichkeitsprüfung. 

— Sofern keine Einigung zwischen den 
Vertragspartnern erreicht wird, ent-
scheidet die Schiedsstelle.
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